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1.   Einleitung: Die Haftung im Pflegerecht 

1.1   Die ökonomische Dimension der Haftung bei Heilbehandlung 

Genaue statistische Angaben zum Ausmaß der Patientenschäden in Deutschland fehlen, 

jedoch gibt es Studien, Schätzungen und Hochrechnungen u. a. der Haftpflichtversicherer, die 

belegen, dass es jährlich ca. 30-35.000 Schadensersatzansprüche von Patienten gibt, davon 

werden etwa 12.000 – 15.000 vor Gericht verhandelt (vgl. Ulsenheimer 2002, § 112, RdNr. 

2). Zwischen 1975 und 1990 hat sich die Zahl der Haftungsansprüche gegen Ärzte verfünf-

facht, mit weiter steigender Tendenz (vgl. Heidermann, RdNr. 285). Ebenso wird von einem 

jährlichen Anstieg des Aufwands von 10 % pro Schadensfall für die Versicherer ausgegangen. 

Erreichen die Schadensersatzsummen z. B. in den USA z. T. mehrfache Millionenhöhe (z. B. 

8,3 Mio. $ bei Schädigung eines Kindes bei Geburt), so urteilen deutsche Gerichte weiterhin 

zurückhaltend: Nur 5 % der Schadensbeträge liegen über 50.000 DM (vgl. Giesen, RdNr. 59 

ff.). Summen über 100.000 DM werden fast nur bei Querschnittslähmungen und schweren 

Patientenschäden in der Geburtshilfe erreicht. Die Prämien der Berufshaftpflichtversicherung 

betragen für Chefärzte mittlerweile bis 40.000 DM (vgl. Uhlenbruck/Schlund § 22, RdNr. 1).  

Nach einem Bericht der Ärzte-Zeitung im Jahr 2000 schätzen Experten, dass in der BRD 

jährlich 400.000 Patienten falsch behandelt werden und sich die Zahl der Medizin-Toten auf 

bis zu 39.200 beläuft (vgl. Schell, S. 51 ff.). Wissenschaftliche Hochrechnungen belegen eine 

Zahl von 10.000 Todesfällen allein durch Hygienemängel. Diese Zahlen liegen deutlich höher 

als die Zahl der Opfer durch Verkehrsunfälle (7.749 im Jahr 1999). Die Gesamtsumme der 

jährlichen Schadensersatzzahlungen der Haftpflichtversicherer wurde 2001 mit ca. 390 Mio. 

DM beziffert (vgl. Heidermann, RdNr. 312). 

W. Schell kommt zu dem Schluss: „Es kann kein ernsthafter Zweifel daran bestehen, dass die 

Medizinschäden ... wahrscheinlich sogar das größte Schadensgebiet in der BRD sind.“ (S. 

53). 

Demgegenüber darf man aber nicht vergessen, dass bei jährlich etwa 350 Mio. ambulanten 

und 13 Mio. stationären Behandlungen die ca. 35.000 Schadensersatzansprüche eine versch-

windend geringe Anzahl sind und für eine außerordentlich niedrige Fehlerrate der Medizin in 

Deutschland sprechen (Ehlers/Broglie im Vorwort z. 2. Aufl., S. V). 

Zum Schadensaufkommen im Bereich der Krankenpflege sind überhaupt keine verlässlichen 

statistischen Angaben zu erhalten. Einzig Höfert, Vorstand im Deutschen Pflegeverband e.V., 

gibt an, von 10.000 Arzthaftungsprozessen würden sich 1.000 auf Pflegefehler beziehen (vgl. 

Höfert, Pflege i. Spannungsfeld rechtl. Anford., Anmerk.: der Verfasser bekam auf seine 

Anfrage beim Autoren nach dem Beleg dieser Aussage keine Antwort). 

Angesichts dieser Schadensträchtigkeit der Heilbehandlung für Patienten ist es notwendig, 

dass alle Gesundheitsberufe mit den haftungsrechtlichen Konsequenzen ihres Handelns 
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vertraut sind und auch die Pflege weiß, wie ihre Haftungsverantwortung beschaffen ist. Das 

Haftungsrecht ist hierbei erheblich durch höchstrichterliche Entscheidungen geprägt, denen 

eine hohe Verbindlichkeit in ähnlich gelagerten Fällen zukommt. Das Beweisrecht spielt bei 

diesen Entscheidungen eine herausragende Rolle.  

 
1.2.   Beweislast im Pflegehaftungsrecht – Zielsetzung der Arbeit 
Ein eigenständiges „Pflegerecht“ existiert noch nicht. Ebensowenig gibt es ein definiertes 

„Arztrecht“. Unter Pflegerecht lassen sich alle Vorschriften aus dem arbeits-, zivil-, straf- u. 

sozialrechtlichen Bereich subsumieren, die die berufliche Tätigkeit der Pflegenden beeinflus-

sen (vgl. Großkopf, Begründ. d. Vorlesungsinhalte). Gleiches gilt für das Arztrecht, als 

Ausdruck eines höheren Professionalisierungsgrads dieses Berufsstands kommt hier noch ein 

verbindlich gefasstes Standesrecht hinzu (z. B. Berufsordnung für deutsche Ärzte – MBO-A).  

Im Zuge einer allgemeinen Verrechtlichung des gesellschaftlichen und insbesondere des 

beruflichen Lebens nimmt jedoch die Bedeutung beider Rechtsgebiete ständig zu. Mit der 

fortschreitenden Entwicklung der Krankenpflege als Profession entwickelt sich zunehmend 

ein spezifisches Recht der Pflege in ihrer eigenen Berufsrolle. Großkopf bezeichnet die 

Entwicklung eines eigenständigen Rechtsgebiets Pflegerecht als einen der spannendsten 

Bereiche der jüngsten Rechtsentwicklung (vgl. Großkopf a. a. O.). Die Dienstleistungsberufe 

im Gesundheitswesen üben eine schadensträchtige Tätigkeit aus. Die medizinische und 

pflegerische Betreuung von Patienten birgt erhebliche Haftungsrisiken (vgl. Krause, S. 13). 

Das Haftungsrecht ist somit ein wichtiges Teilgebiet des Pflegerechts. 

Die wesentlichen Antworten auf Fragen der Haftung für pflegerisches Handeln müssen aus 

dem normativen Recht des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) entnommen werden (vgl. Schell, 

S. 42). Sowohl bei Arzt-, wie auch Pflegehaftungsrecht müssen diese Bestimmungen durch 

die Rechtsprechung ausgefüllt werden. Haftungsrecht der Pflege ist somit Richterrecht (vgl. 

Krause, S. 13).  

Auch in Pflegehaftungsprozessen kommt den beweisrechtlichen Regelungen eine entschei-

dende Rolle zu. Die Zivilgerichte formen Pflege- u. Arzthaftung durch beweisrechtliche 

Mittel. Die Pflegehaftung ist analog zum Arztrecht dabei geradezu eine Domäne der zivil-

rechtlich atypischen Sonderregelung der Beweislastumkehr. Die Frage der Beweislastvertei-

lung bei den Prozessparteien ist entscheidend für den Ausgang von Zivilgerichtsverfahren. 

Diese geschieht selbstverständlich nicht willkürlich, sondern folgt bestimmten Regeln.  
 

Die Beantwortung der Frage, welche Logik hinter der richterlichen Beweislastverteilung 

steckt und auf welchen Rechtsgedanken und Grundsätzen diese in der Pflegehaftung beruht, 

ist ein zentrales Anliegen dieser Arbeit. Mit welchen Begründungen nehmen Gerichte eine 

Abkehr von der rechtsüblichen Verfahrenspraxis vor, wo wird dies angewendet und was 


